
NIEDERSCHRIFT Schul/012/2011 
 

über die Sitzung des Schul- und Sportausschusses der Stadt Billerbeck am 
04.10.2011 in der Mensa der Don-Bosco-Hauptschule. 
 
 
Vorsitzende: 

Frau Maggie Rawe  
 
Ausschussmitglieder: 

Herr Ludger Kleideiter  
Herr Bernd Kösters  
Frau Birgit Schulze Wierling Vertretung für Herrn 

Bernhard Kortmann 
Frau Margarete Köhler  
Frau Sarah Bosse-Berger Vertretung für Herrn 

Hans-Jürgen Dittrich 
Herr Ulrich Schlieker  
Herr Hubert Maas Vertretung für Herrn 

Dr. Rainer Hertel 
 
Sachkundige Bürger gem. § 58 Abs. 3 GO NW: 

Herr Bernd Heuermann  
Frau Ursula Kratz  
Herr Winfried Heymanns Vertretung für Herrn 

Reinhard Bernshausen
 
Beratende Mitglieder gemäß § 85 Abs. 2 Schulgesetz: 

Frau Mechthild Gaußelmann  
Frau Barbara van der Wielen  
Herr Pfarrer Thomas Ring ab Verlauf zu TOP 1. 

ö. S. bis Verlauf zu 
TOP 1 nö. S. 

 
Vortragende Gäste: 

Frau Friederike Dittert Bezirksregierung Münster, zu 
TOP 1. ö. S. 

Herr Michael Maaßen Bezirksregierung Münster, zu 
TOP 1. ö. S. 

Herr Ludger Althoff zu TOP 2. ö. S. 
 
Von der Verwaltung: 

Frau Marion Dirks ohne Ortsbesichtigung 
Herr Hubertus Messing  
Frau Ines Höselmann zu TOP 2. ö. S. 
Frau Rosi Westerhoff zu TOP 3. ö. S. 
Herr Dietmar Dierksmeier zu TOP 1. nö. S. 
Frau Birgit Freickmann Schriftführerin 
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Gast: 

Herr Thomas Wischnewski  
 
 
Beginn der Sitzung: 17:30 Uhr 
Ende der Sitzung: 21:25 Uhr 
 
Frau Rawe stellt fest, dass zu dieser Sitzung form- und fristgerecht eingeladen wur-
de.  
Hiergegen erhebt sich kein Widerspruch.  
 
 

TAGESORDNUNG 
 

I. Öffentliche Sitzung 
 
1. Kath. Ludgeri Grundschule Billerbeck 

hier: Personelle Situation 
 Zu diesem Tagesordnungspunkt begrüßt die Vorsitzende Herrn Maaßen 

und Frau Dittert von der Bezirksregierung. Die Vertreter der Bezirksregie-
rung wurden zu dieser Sitzung eingeladen, um Fragen zur personellen 
Situation an der Ludgeri-Grundschule und dem Abberufungsverfahren 
des Grundschulleiters zu beantworten.   
 
Herr Maaßen bittet zunächst um Verständnis, dass er im Hinblick auf das 
Persönlichkeitsrecht und den Vertrauensschutz nichts zur Person und 
Qualifikation des Herrn Eikmeyer sagen werde. 
 
Zum Verfahren führt er aus, dass nach zwei Jahren Probezeit eine Beur-
teilung nach den Richtlinien für dienstliche Beurteilungen zu erstellen sei. 
Die Probezeit von Herrn Eikmeyer endete am 31.07.2011. Das sei also 
kein überraschender Zeitpunkt gewesen. Er gebe allerdings zu, dass die 
getroffene Entscheidung nicht ganz gewöhnlich sei. Es komme deutlich 
seltener vor, dass sich ein Schulleiter in der Probezeit nicht bewährt ha-
be, es sei aber auch kein Einzelfall. Für die Beurteilung würden klare Kri-
terien gelten, die auch schulfachlicher Art seien. Er habe den Medien 
entnommen, dass in der Öffentlichkeit großes Unverständnis und Ver-
wunderung über die Versetzung des Schulleiters herrsche. Das ändere 
aber nichts. Die Schulaufsicht habe nicht den Auftrag, Umfragen durchzu-
führen oder fachkundige Bürger zu befragen, wie Schulleitungshandeln 
aus ihrer Perspektive zu erfolgen habe. Sie hätten sich als Dienstherr auf 
eigene Wahrnehmungen und gesetzlichen Kriterien zu stützen, wobei sie 
sich diese Entscheidung gründlich überlegt und sorgfältig geprüft hätten.  
 
 
Die anschließenden Fragen der Ausschussmitglieder werden von Herrn 
Maaßen und Frau Dittert gesammelt und im Block beantwortet: 
 
Der o. a. Äußerung des Herrn Maaßen, dass die Beurteilung nicht zu ei-
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nem überraschenden Zeitpunkt erfolgt sei, hält Frau Kratz entgegen, 
dass die Abberufung des Herrn Eikmeyer für alle hier vor Ort, sehr plötz-
lich erfolgt sei. Das habe für sehr viel Unmut und Unruhe gesorgt und 
auch die Gerüchteküche brodeln lassen. Wünschenswert wäre gewesen, 
wenn im Vorfeld ein entsprechendes Signal an den Schulträger gegan-
gen wäre. Es könne doch nicht sein, dass kurz vor Ablauf der Frist eine 
so gravierende Entscheidung getroffen wird. Die bevorstehende Abberu-
fung hätte niemand geahnt, denn Eltern, Rat und Schulträger seien mit 
Herrn Eikmeyer gut zufrieden gewesen. Es sei ein Riesenfehler gemacht 
worden.  
 
Herr Kleideiter führt an, dass die von Herrn Maaßen angesprochenen 
Richtlinien zur dienstlichen Beurteilung auch beinhalteten, dass nach 1 ¾ 
Jahren also zum 30.04.2011 die Beurteilung schon hätte erstellt sein 
müssen und dass eine Stellungnahme des Schulträgers einzuholen ist. 
Diese Stellungnahme sei aber nicht eingeholt worden.  
 
Herr Schlieker äußert unter Verweis auf die brodelnde Gerüchteküche die 
Bitte an die Vertreter der Bezirksregierung, zumindest eine Aussage dar-
über zu treffen, ob der negativen Beurteilung dienstrechtliche oder straf-
rechtlich relevante Gründe zugrunde liegen. Es wäre schön, wenn in öf-
fentlicher Sitzung bestätigt werden könnte, dass das nicht der Fall ist.  
 
Herr Maas stellt Herrn Maaßen die Frage, wann er die Erkenntnis über 
die Nichteignung des Schulleiters erlangt habe.  
 
Herr Maaßen berichtet zunächst über ein heute stattgefundenes Ge-
spräch bei der Regierungsvizepräsidentin, an dem u. a. auch Frau Rawe 
und Herr Messing teilgenommen hätten. Er sei durchaus auch selbstkri-
tisch eingestellt und vertrete die Meinung, dass bzgl. der Informationen 
zwischen Schulaufsicht und Schulträger und auch zwischen Schule und 
Eltern noch Luft nach oben vorhanden sei. Ein Problem habe er aller-
dings mit den Vorstellungen, was die Informationsweitergabe an den 
Schulträger bzgl. der Nichtbewährung angehe. Bei der Entscheidung über 
die Bewertung hätten sie in der Absicht dem Schulleiter noch eine Chan-
ce zu geben versucht, den Zeitraum bis zum letzten auszureizen, auch 
wenn es bzgl. des Termins klare Vorgaben gebe. Es sei schon grenzwer-
tig, zu erklären, warum Herr Eikmeyer nicht mehr Schulleiter ist.  
 
Frau Dittert ergänzt, dass es richtig sei, dass der Schulträger schriftlich zu 
einer Stellungnahme aufgefordert werden müsse. Sie hätten sich schon 
gegenüber der Stadt entschuldigt, weil diese Stellungnahme erst im 
Nachhinein eingeholt wurde. Die Stellungnahme des Schulträgers sei 
aber in die Bewertung eingeflossen und die dienstliche Beurteilung sei 
daraufhin auch korrigiert worden.  
Herr Maaßen erklärt, dass er zu den dienst- oder strafrechtlichen Kriterien 
nichts sagen werde, da es hier um einen sehr schmalen Grat gehe. Zur 
Begründung führt Herr Maaßen aus, dass er, wenn er diese Frage be-
antworten würde, anschließend auch gefragt werden könnte, ob Herrn 
Eikmeyer dieses oder jenes vorgeworfen werde. Herr Eikmeyer habe sich 
in seiner Probezeit nicht bewährt. Das sei das Ergebnis der dienstlichen 
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Beurteilung und mehr werde er nicht sagen.  
Zu der o. a. Frage von Herrn Maas, seit wann er die Erkenntnis erlangt 
hätte, teilt er mit, dass er im Rahmen der 2-jährigen Probezeit immer 
wieder verschiedene Erkenntnisse gehabt hätte, die am Ende dazu ge-
führt haben, dass Herr Eikmeyer sich nicht bewährt habe.  
Herr Maaßen stellt heraus, dass es nicht um den Zeitpunkt der Erkennt-
nis der Nichtbewährung gehe. Aufgrund von deutlichen Hinweisen habe 
es Empfehlungen und Beratungen gegeben, damit Herr Eikmeyer sein 
Verhalten ändere. Zu der abschließenden Erkenntnis der negativen Beur-
teilung sei man aber nicht vor Ablauf der 2-jährigen Probezeit gelangt.  
 
Herr Kleideiter wiederholt, dass die Beurteilung schon zum 30.04.2011 
hätte erstellt werden müssen und die Stellungnahme des Schulträgers 
vorher hätte eingeholt werden müssen, d. h. am 30.04.2011 wäre das 
Verfahren schon beendet gewesen. Wenn es Zweifel an der Bewährung 
gebe, sei bei Lehrern eine Verlängerung der Probezeit vorgesehen. Er 
fragt nach, ob das so bedacht worden sei. Denn, wenn sich schon abge-
zeichnet habe, dass der Schulleiter sich nicht bewähre, hätte man sich 
rechtzeitig Gedanken über ein Ersatzkonzept machen können.  
 
Herr Maaßen verweist auf den § 22 Landesbeamtengesetz, der eine Be-
währungszeit von 2 Jahren ohne Möglichkeit einer Verlängerung vorsehe. 
 
Herr Maas richtet an die Vertreter der Bezirksregierung die Frage, ob sie 
sich im Klaren darüber seien, in welche Situation sie die Grundschule 
gebracht hätten, die eine der größten in NRW sei, eigenverantwortlich 
geführt werde, von der Bezirksregierung hoch gelobt wurde und jetzt mit 
einer Schulleitung agieren solle, die für 13 Stunden abgeordnet sei.  
 
Sie habe mitbekommen, so Frau van der Wielen, dass Herr Eikmeyer mit 
Bestnoten in sein Amt gewählt wurde. Anlässlich der Feier zur ersten ei-
genverantwortlichen Grundschule im Regierungsbezirk sei er mit sehr viel 
Lob bedacht worden. Dabei wurde sein Mut gepriesen und es sei sogar 
von einem Leuchtturmprojekt die Rede gewesen. Ein weiteres Leucht-
turmprojekt sei die Gründung der Gemeinschaftsschule in Billerbeck ge-
wesen. Herr Eikmeyer habe im Vorfeld an jeder Projektsitzung teilge-
nommen, weil eine enge Verknüpfung mit der Grundschule angestrebt 
wurde. Sie habe keine Ahnung, warum ihr Eindruck von der Zusammen-
arbeit mit Herrn Eikmeyer so fundamental von der Einschätzung der Be-
zirksregierung abweiche.  
 
Herr Schlieker führt an, dass doch bei einer negativen Beurteilung der 
Beurteilte auf sein vorheriges Amt zurückfalle und fragt nach, warum das 
bei Herrn Eikmeyer nicht der Fall sei.  
 
Frau Kratz fragt nach, ob es richtig sei, dass Herr Eikmeyer der erste und 
einzige Rektor in NRW sei, der gegen den Willen der Eltern, des Schul-
trägers und entgegen der Meinung des überwiegenden Teils des Lehrer-
kollegiums abgesetzt wurde.  
 
Frau Schulze Wierling möchte wissen, inwieweit die Schulrätin an dem 
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Verfahren beteiligt sei und ob es ein bestimmtes Verfahren zur Nachbe-
setzung der Stelle gebe.  
 
Zur Nachfrage, ob eine mit 13 Stunden abgeordnete Schulleitung ausrei-
che, führt Herr Maaßen aus, dass die 13 Stunden für Frau Köning mehr 
als die Hälfte ihres Stundendepots bedeuteten und die 13 Stunden aus-
schließlich für die Leitungsarbeit zur Verfügung stünden. Hinzu kämen 5 
Stunden für die abgeordnete Konrektorin. Darüber hinaus würden 9 
Stunden durch eine Lehrerin abgedeckt, so dass insgesamt 27 Stunden 
für die Leitungsarbeit zur Verfügung stünden. Das seien mehr Stunden 
als der Schule formal zustünden. Hinzu komme noch der Schulverwal-
tungsassistent, der 30 Stunden mitbringe. Also könne von einer Unter-
versorgung im Leitungsgremium keine Rede sein.  
 
Zu der von Frau van der Wielen geschilderten guten Zusammenarbeit mit 
Herrn Eikmeyer führt Herr Maaßen aus, dass er auch von anderen gehört 
habe, dass Herr Eikmeyer in der Zusammenarbeit einen positiven Ein-
druck hinterlassen habe und fachkundig sei. Er könne nur betonen, dass 
die Zusammenarbeit mit anderen Schulen und dem Schulträger nur eines 
von den zu bewertenden Kriterien sei. Es komme nicht auf die Summe 
der positiven Erfahrungen in einem Bereich an, vielmehr hätten sie zu 
gewichten und abzuwägen mit anderen Bereichen. Des Weiteren werde 
immer betont, dass das Kollegium nahezu geschlossen hinter Herrn Eik-
meyer stehe. Das Schreiben, in dem sich das Kollegium für den Verbleib 
von Herrn Eikmeyer einsetze, sei aber fast von der Hälfte der Lehrerin-
nen und Lehrer nicht unterschrieben worden.  
 
Zur Frage nach der Rolle der Schulrätin teilt Herr Maaßen mit, dass zu 
einer dienstlichen Beurteilung viele Gespräche gehörten. Die Schulrätin 
Frau Henry sei u. a. auch in der Schule gewesen und habe mit Herrn 
Eikmeyer gesprochen. Sie habe an Lehrerkonferenzen teilgenommen 
und Unterlagen gesichtet. Dabei habe sie sich ein umfassendes Bild ma-
chen können, ob sich Herr Eikmeyer bewährt habe oder nicht.  
 
Zum Nachbesetzungsverfahren berichtet Herr Maaßen, dass die Schullei-
terstelle ausgeschrieben werde. Das Anforderungsprofil liege in Entwurfs-
form vor. Er habe heute telefonisch mit Herrn Messing Kontakt aufge-
nommen, ob der Ausschreibungstext so veröffentlicht werden kann, um 
das Verfahren zu beschleunigen. Die Bewerbungsfrist betrage 6 Wochen, 
danach müssten die Bewerbungen ausgewertet werden. Bei optimisti-
scher Einschätzung könnte die Schulleiterstelle frühestens im April/Mai 
2012 besetzt werden. Das Stellenbesetzungsverfahren für die Konrektor-
stelle stehe kurz vor dem Abschluss.  
 
Frau Dittert teilt ergänzend mit, dass jemand, der sich als Schulleiter nicht 
bewährt habe, zwar automatisch in eine Konrektorstelle zurückfalle. Das 
bedeute aber nicht, dass er automatisch in die Konrektorstelle an der 
gleichen Schule zurückfalle. Im Zusammenhang mit der dienstlichen Be-
urteilung sei auch mit Herrn Eikmeyer darüber gesprochen worden, wie 
es weiter gehen soll. Dabei habe Herr Eikmeyer geäußert, dass er nicht 
an der Ludgerischule verbleiben wolle. Bei der zweiten dienstlichen Beur-
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teilung habe Herr Eikmeyer dazu gar nichts mehr gesagt.  
Des Weiteren sei zu bedenken, so Herr Maaßen, dass ein beträchtlicher 
Teil des Lehrerkollegiums Herrn Eikmeyer nicht unterstütze. Deshalb wä-
re es nicht gut, wenn Herr Eikmeyer an der Schule verbleibe. Aus diesem 
Grund sei Herr Eikmeyer an die Norbert-Schule in Münster-Coerde abge-
ordnet worden.  
 
Herr Schlieker weist darauf hin, dass Herr Eikmeyer ein gerichtliches Eil-
verfahren angestrebt habe, um an der Ludgeri-Grundschule zu verblei-
ben, das aus Sicht des Herrn Eikmeyer negativ verlaufen sei. Herr Eik-
meyer habe s. W. ein Beschwerdeverfahren eingeleitet. Herr Schlieker 
fragt nach, ob ein positiver Entscheid für Herrn Eikmeyer bedeute, dass 
er nach Billerbeck zurückkomme.  
 
Frau Dittert stellt richtig, dass Herr Eikmeyer gegen die dienstliche Beur-
teilung vorgegangen sei und nicht gegen den Abordnungsbescheid.   
 
Frau Bosse-Berger möchte wissen, ob die Schule zwei Schulleiter haben 
wird, wenn die Schulleiterstelle neu besetzt ist und Herr Eikmeyer Recht 
bekomme.  
 
Herr Maas fragt nach, ob sich Herr Eikmeyer denn bewerben könne.  
 
Frau Dittert bejaht das mit dem Hinweis, dass Herr Eikmeyer sich aber 
erst nach Ablauf eines Jahres um die Schulleiterstelle bewerben könne. 
Falls er gewinnen sollte, müsste erneut eine Beurteilung vorgenommen 
werden. Von dem Ergebnis dieser Beurteilung hänge ab, ob er als Schul-
leiteiter oder Konrektor eingesetzt werde.  
 
Herr Schlieker fragt noch einmal, ob Herr Eikmeyer nach Billerbeck zu-
rückkommen könne, wenn er obsiege.  
 
Herr Maaßen verdeutlicht, dass es um eine amtsangemessene Betäti-
gung des Schulleiters und nicht um die Schule gehe. Er appelliere aber, 
den Blick nach vorne zu richten. Es müsse doch allen daran gelegen sei, 
den Schwebezustand zu beenden und die Nachbesetzung der Schullei-
terstelle möglichst zügig vorzunehmen.  
 
Herr Maas weist darauf hin, dass er gefragt habe, ob ein Verfahrensfehler 
begangen worden sei. Darauf sei mit dem Hinweis auf die nachträglich 
eingeholte Stellungnahme des Schulträgers geantwortet worden. Noch 
nicht beantwortet sei aber die Frage, ob ein Verfahrensfehler aufgrund 
der Zeitverzögerung eingetreten sei. Er glaube, dass den Vertretern der 
Bezirksregierung nicht klar sei, was sie hier in Billerbeck betreiben. Er 
wolle wissen, ob denn mit der Beurteilung gleichzeitig juristisch der Schul-
leiter abgezogen sei.  
 
Herr Maaßen verweist auf die Ausführungen von Frau Dittert, dass Herr 
Eikmeyer in eine Konrektorenstelle zurückfalle. Er falle aber nicht auf die-
se Stelle an der Ludgerischule zurück, sondern auf irgendeine Konrektor-
stelle. Der Formfehler sei Gegenstand der Beurteilung vor Gericht. Es sei 
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nicht seine Aufgabe, das hier zu beurteilen.  
 
Herr Maas fragt kritisch nach, ob die ehemalige Konrektorin eine wesent-
liche Rolle in dem Bewertungsverfahren gespielt haben könne.  
 
Herr Kleideiter wirft die Frage auf, wie es sein könne, dass die ehemalige 
Konrektorin vor dem Schulträger und dem Betroffenen von dem Ergebnis 
der Beurteilung wusste und auch hierüber gesprochen habe.  
Im Übrigen wolle er richtig stellen, dass der von Herrn Maaßen angespro-
chene Schulverwaltungsassistent Herr Bähr mit 30 Stunden für mehrere 
Schulen tätig sei. Und wenn Herr Maaßen anführe, dass die Hälfte der 
Lehrkräfte nicht unterschrieben habe, dann hänge das damit zusammen, 
dass sie Angst vor der Bezirksregierung hätten. Ihnen sei ein Maulkorb 
verhängt worden und müssten mit einer Abmahnung rechnen.  
 
Frau Schulze Wierling wiederholt ihre Frage nach dem Verfahren zur 
Nachbesetzung der Stelle.  
 
Herr Pfarrer Ring meint, dass es evtl. zur Erhellung der Situation beitra-
gen könnte, wenn die Bezirksregierung mitteilen würde, welche anderen 
Kriterien denn eine maßgebliche Rolle bei der Beurteilung gespielt ha-
ben. Diese seien ja offensichtlich gewichtiger gewesen als das Votum 
des Schulträgers.  
 
Frau Bosse-Berger erkundigt sich, ob die Arbeit der Vertreter der Bezirks-
regierung denn auch von jemandem beurteilt werde oder ob es in letzter 
Instanz nur noch das Gericht gebe.  
 
Zum Schulverwaltungsassistenten erläutert Frau Dirks, dass Herr Bähr 
für die Real- und Grundschule jeweils mit der Hälfte der Arbeitszeit als 
zusätzliche Unterstützung aber nicht als Ersatz für den Rektor oder Kon-
rektor vorgesehen sei.  
 
Zu dem Hinweis, dass Lehrkräfte von der Bezirksregierung abgemahnt 
würden, teilt Herr Maaßen mit, dass das jedem passiere, der sich nicht an 
den Dienstweg halte. Dabei handele es sich aber nicht um eine Abmah-
nung, sondern mit den Betroffenen werde seitens der Bezirksregierung 
ein Beratungsgespräch geführt.  
Auf Nachfrage von Frau Rawe, welchen Dienstweg Lehrer bei Beschwer-
den über einen Schulleiter einhalten müssten, antwortet Herr Maaßen, 
dass zunächst der Lehrerrat informiert bzw. gefragt werden müsse und im 
Anschluss die Schulrätin zuständig sei.  
 
Zur Frage nach dem Nachbesetzungsverfahren teilt Herr Maaßen mit, 
dass die untere Schulaufsicht also Frau Henry mit der Abordnung einer 
Schulleitung betraut wurde.  
 
Zur Frage, welche anderen Kriterien bei der Beurteilung eine Rolle spie-
len, erläutert Herr Maaßen, dass am Ende der Probezeit keine Punktelis-
te ausgezählt werde. Es handele sich um ein hochkomplexes Entschei-
dungsverfahren, bei dem es um eine Gewichtung gehe.  
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Im Übrigen würden auch die Beamten der Bezirksregierung regelmäßig 
alle 3 Jahre beurteilt.  
 
Die Nachfrage von Herrn Pfarrer Ring, welche Kriterien denn bei der Be-
urteilung hoch gewichtet werden, möchte Herr Maaßen nicht beantwor-
ten. Hierzu dürfe er nichts sagen.  
 
Frau Dirks stellt heraus, dass ein Unternehmen immer nur so gut sei, wie 
sein Chef und eine Schule immer nur so gut sei, wie der Schulleiter. Sie 
habe in der Vergangenheit die Grundschule als eine hervorragend orga-
nisierte Schule erlebt. Deshalb verstehe sie nicht, wer denn diese Schule 
geleitet haben soll, wenn Herr Eikmeyer seinen Aufgaben nicht anforde-
rungsgemäß nachgekommen sei.  
 
Er habe den Eindruck gewonnen, so Herr Heuermann, dass die Bezirks-
regierung ein Interesse daran hatte, Herrn Eikmeyer als Schulleiter abzu-
setzen, weil er zu unbequem war.  
 
Herr Maas fragt nach, wem die Beurteilungskriterien mitgeteilt werden.  
 
Herr Maaßen stellt voran, dass er das Unverständnis nicht auflösen kön-
ne und betont, dass getrennt werden müsse zwischen der Arbeit des 
Schulleiters und der Arbeit des Lehrerkollegiums. Es sei nicht die Arbeit 
des Kollegiums, sondern ausschließlich das Schulleitungshandeln bewer-
tet worden. Er habe keinen Zweifel daran, dass das Lehrerkollegium ge-
wissenhaft gearbeitet habe, ein Schulleiter könne nie die Arbeit allein be-
werkstelligen. Wenn eine Nichtbewährung, wie in diesem Fall ausgespro-
chen wurde, bedeute das keine Abwertung der Lehrer und Lehrerinnen.  
 
Im Übrigen sei für ihn Unbequemlichkeit kein negatives Kriterium. Er ha-
be kein Interesse daran, dass ihm seitens der Schulleitung und des Leh-
rerkollegiums eine schöne und heile Welt vorgegaukelt werde.  
 
Zum Verfahren erläutert Frau Dittert, dass die Beurteilungsrichtlinien ein 
Beurteilungsgespräch vorsähen. In diesem Gespräch sei dem Beurteilten 
offen zu legen, dass er sich voraussichtlich nicht bewährt habe; der Beur-
teilte könne hierzu Stellungnahmen. Die Beurteilungskriterien seien nach-
zulesen im BASS.  
 
Herr Kleideiter möchte wissen, wer für die Beurteilung verantwortlich ist, 
wer diese unterschreibe und wer die Beurteilungsbeiträge sammle.  
 
Herr Maaßen teilt mit, dass die Schulrätin die Beurteilung erstelle und 
unterschreibe. Allerdings flössen in die Beurteilung auch die Erkenntnisse 
aus den Gesprächen in der Bezirksregierung ein.  
 
Frau Rawe erkundigt sich, ob das Lehrerkollegium, nachdem Herr Eik-
meyer nicht mehr an der Schule ist, von Seiten der Bezirksregierung be-
gleitet werde, da es ja wohl zwei Lager gebe und das Kollegium wieder 
zusammen geführt werden müsse.  
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Herr Maaßen räumt ein, dass die Begleitung des Schulleitungsteams und 
des Lehrerkollegiums ein berechtigtes Anliegen sei. Er werde sich darum 
kümmern.  
 
Schließlich fasst Frau Rawe zusammen, dass immer noch viel Unver-
ständnis herrsche und es verschiedene Wahrnehmungen gebe. Sie be-
dankt sich bei Frau Dittert und Herrn Maaßen für ihre Bereitschaft die 
Fragen der Ausschussmitglieder zu beantworten.  
Anschließend wird die Sitzung von 19:20 – 19:30 Uhr unterbrochen.  
  
  
 
 

2. Vorstellung der neuen Schulsozialarbeiterin 
 Frau Ines Höselmann, die am 1. September 2011 ihre Tätigkeit als 

Schulsozialarbeiterin aufgenommen hat, stellt sich persönlich vor und 
berichtet über erste Erfahrungen in Billerbeck. Ihre Sprechstunde würde 
regelmäßig von den Schülerinnen und Schülern aufgesucht und sie sei in 
einem guten Austausch mit den Lehrerkollegien. Die Zusammenarbeit mit 
allen Beteiligten funktioniere gut.  
Anschließend beantwortet sie Fragen der Ausschussmitglieder.  
 
Herr Althoff teilt mit, dass vorgesehen sei, zusätzlich einen männlichen 
Sozialarbeiter einzustellen.  
 
Herr Messing berichtet, dass sich in den nächsten Tagen entscheiden 
werde, ob im Rahmen des Bildungs- und Teilhabegesetzes die Schulso-
zialarbeit mit zusätzlichen finanziellen Mitteln und Personal gefördert 
werde.  
  
 
 

3. Schulspeisung 
 Vorab erläutert Herr Messing im Rahmen einer Ortsbesichtigung die Er-

weiterungspläne für die Hauptschul-Mensa.  
 
Bei der anschließenden Beratung erläutert er Bezug nehmend auf die 
Sitzungsvorlage die geplanten Anschaffungen und Personalmaßnahmen. 
 
Frau Kratz führt aus, dass bei der Planung der Küche nicht mit einer 
solch guten Resonanz gerechnet werden konnte. Diese Resonanz sei auf 
die gute Küche zurückzuführen, in der z. B. biologisch wertvolle Produkte 
verarbeitet werden. Jetzt müssten die Voraussetzungen geschaffen wer-
den, damit auch die gesteigerte Essensnachfrage bewältigt werden kön-
ne. Deshalb stimme sie den in der Sitzungsvorlage aufgeführten Maß-
nahmen zu.  
 
Herr Maas merkt an, dass er ebenfalls nur Gutes über die Küche gehört 
habe. Es sei nachvollziehbar, dass eine räumliche Erweiterung erforder-
lich ist. Allerdings sollte versucht werden, über Werbung eine Gegenfi-
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nanzierung für den Kastenwagen zu erzielen.  
 
Herr Messing gibt zu bedenken, dass bei der Beauftragung einer profes-
sionellen Werbefirma zu viele Gelder für die Akquise verloren gingen. 
Wenn aber Geschäftsleute als Sponsoren gewonnen werden könnten, 
die das Auslieferungsfahrzeug mit ihrem Logo unterstützen wollen, stehe 
dem nichts entgegen.  
 
Herr Schlieker schließt sich den Ausführungen von Frau Kratz an. In der 
Küche würde das Essen frisch unter Verwendung regional eingekaufter 
Produkte zubereitet. Er habe aber die große Sorge, dass aus finanziellen 
Gründen diese Einkaufspolitik künftig nicht mehr möglich ist und auf 
günstige Lebensmittel zurückgegriffen werden müsse. Deshalb müsse 
gut kalkuliert werden.  
Im Übrigen frage er sich, ob der Beschlussvorschlag nicht vom Rat be-
schlossen werden müsse, da die Summe, über die der Schulausschuss 
entscheiden dürfe, insgesamt überschritten werde.  
 
Herr Messing erläutert, dass die Kosten für die baulichen Maßnahmen 
bereits im  Haushaltsplan 2011 enthalten seien. Folglich liege keine 
Kompetenzüberschreitung dieses Ausschusses vor. Wenn allerdings hier 
die Auffassung vertreten werde, dass der Rat entscheiden solle, habe er 
damit kein Problem.  
Er gebe zu bedenken, dass die Essenspreise seit Beginn stabil seien, 
obwohl sich die Lebensmittelpreise inzwischen deutlich erhöht hätten. In 
diesem Schuljahr sei aber nicht mit einer Erhöhung zu rechnen.  
 
Herr Kösters erklärt, dass sicherlich alle einsähen, dass eine personelle 
Aufstockung erforderlich ist. Im Übrigen würde er es begrüßen, wenn 
Lehrer und Erzieher einen höheren Essenspreis zahlen würden. Bzgl. der 
Anschaffung des Kastenwagens hätte er sich die Vorlage mehrerer An-
gebote gewünscht. Diese sollten bis zur Ratssitzung eingeholt und dann 
entschieden werden. Außerdem bitte er darum, über die einzelnen Punk-
te getrennt abzustimmen.  
Im Übrigen sei die Anschaffung eines elektronischen Abrechnungssys-
tems bereits in der Schul- und Sportausschusssitzung im Februar dieses 
Jahres vertagt worden. Obwohl die Verwaltung Alternativen und Finanzie-
rungsvorschläge vorlegen sollte, habe er bis heute keine Informationen 
bekommen und jetzt solle ein neues System eingeführt werden.  
 
Herr Messing stellt richtig, dass das in der Februar-Sitzung vorgestellte 
Abrechnungssystem aufgrund der hohen Kosten abgelehnt wurde.  
Frau Dirks ergänzt, dass die Verwaltung das Problem durch Kreativität 
und Sponsoring lösen könne.  
Herr Messing weist darauf hin, dass ein erhöhter Essensbeitrag für Leh-
rer und Erzieher nur zu geringen Mehreinnahmen führen würde. Er sagt 
zu, weitere Angebote über ein Auslieferungsfahrzeug einzuholen, aber es 
sollte Einigkeit darüber bestehen, dass ein Kastenwagen erforderlich ist.  
 
Herr Kleideiter bittet bei der Einholung von Angeboten zu berücksichti-
gen, dass je nach Autotyp unterschiedliche Folgekosten entstehen.  
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Frau van der Wielen weist darauf hin, dass bei der Schulspeisung bereits 
jetzt die Grenzen erreicht würden und sich die Anzahl der Essen dem-
nächst noch erhöhen werde, weil lt. Ganztagserlass die Schüler und 
Schülerinnen des 5. und 6. Schuljahres über Mittag in der Schule bleiben 
müssten. Bereits heute müssten die Schüler in den Schlangen bei der 
Essensausgabe lange anstehen. Deshalb müsste eine Veränderung des 
Ablaufs bei der Essensausgabe erfolgen.  
 
Frau Westerhoff schlägt zur Entzerrung der Situation vor, den Kaltbereich 
aus der Küche heraus zu nehmen und separat in der Mensa anzubieten.  
Herr Messing gibt  zu bedenken, dass trotz schwieriger Stundenpläne 
voraussichtlich das Zeitfenster der Essensausgabe erweitert werden 
müsse.  
 
Nach weiterer Erörterung über den Ablauf der Essensausgabe stellt Frau 
Rawe fest, dass nicht der Schulausschuss, sondern die Verwaltung ge-
meinsam mit der Schulleitung nach einer Lösung suchen müsse.  
 
Nachdem die o. a. Vorschläge des Herrn Kösters auf getrennte Abstim-
mung und Vertagung der Entscheidung über die Anschaffung eines Kas-
tenwagens bis zur nächsten Ratssitzung mehrheitlich abgelehnt werden, 
lässt Frau Rawe über den Beschlussvorschlag der Verwaltung mit der 
Ergänzung, dass ein Sponsoring für den Kastenwagen gesucht wird, 
abstimmen.  
  
Beschlussvorschlag für den Rat: 
Den Investitionsmaßnahmen in Höhe von 30.000,00 € (Küchengeräte) für 
die Erweiterung der Mensaküche wird zugestimmt.  
 
Der Anschaffung eines Kastenwagen für die Auslieferung der Essen bis 
zu einem Preis von 15.000,00 € wird zugestimmt.  
 
Die Personalmaßnahmen werden als erforderlich angesehen und im 
nächsten Stellenplan berücksichtigt.   
  
Stimmabgabe: einstimmig  
 
  

4. Gemeinschaftsschule Billerbeck 
 Frau van der Wielen stellt Herrn Thomas Wischnewski als ihren Stellver-

treter vor und berichtet, dass an der Gemeinschaftsschule der erste El-
ternabend stattgefunden habe. Durch die andere Art des Unterrichts lern-
ten die Schülerinnen und Schüler viel Neues kennen. Zurzeit seien sie 
dabei, Fördermaßnahmen zu koordinieren. Die Unterstützung und das 
Engagement der Eltern zur Mitgestaltung der Schule sei groß. Sie sei 
davon überzeugt, dass das Konzept der offenen Arbeit das richtige ist.  
 
Herr Messing berichtet, dass zum Betrieb der verschiedenen Schulsys-
teme noch die entsprechenden Voraussetzungen geschaffen werden 
müssten. So werde z. B. eine gemeinsame Telekommunikationsanlage 
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und ein einheitliches PC-Netz benötigt. Hierfür sei mit Kosten in einer 
Größenordnung von ca. 25.000,-- € zu rechnen.  
 
Frau van der Wielen berichtet dann über die geplanten Aktivitäten an der 
Gemeinschaftsschule und beantwortet Fragen der Ausschussmitglieder 
u. a. zur Information der Darfelder Eltern, zur Zusammenarbeit mit örtli-
chen Sportvereinen und der Musikschule und zur Zusammenarbeit der 
Schulen.  
 
Herr Maas erklärt, dass er immer ein kritischer Geist gewesen sei, er sich 
aber jetzt freue, dass die Gemeinschaftsschule gut gestartet sei. 
  
 
 

5. Mitteilungen 
 Keine 

  
 
 

6. Anfragen 
  

 
 

6.1. Verschmutzung des Sandkastens an der Grundschule - Frau Kratz 
 Frau Kratz berichtet, dass Schüler im Sandkasten der Grundschule einige 

Male in unschöne Dinge getreten sein sollen.  
Frau Dirks teilt mit, dass das Problem bekannt und der Hausmeister sen-
sibilisiert sei.  
  
 
 

6.2. Ausstattung der Schulanfänger mit Warnwesten - Herr Kösters 
 Herr Kösters erkundigt sich, ob alle Schulanfänger wieder mit Sicher-

heitswesten ausgestattet wurden.  
 
Herr Messing sagt zu, Frau Köning zu befragen.  
  
 
 

6.3. Schuletat - Frau Köhler 
 Frau Köhler führt an, dass einige Eltern finanzielle Nachteile für die ein-

zelnen Schulen befürchten, nachdem der Schuletat nicht mehr getrennt 
nach Schulen aufgestellt werde. Sie fragt nach, ob gewährleistet sei, 
dass die jeweiligen Schulen ihr Geld bekämen und ob die Mittel transpa-
rent dargestellt werden können. Insbesondere die Eltern der Haupt- und 
Realschüler hätten die Sorge, dass diese Schulen als Restschulen be-
handelt und nicht mehr entsprechend ausgestattet würden.  
 
Herr Messing erläutert, dass die Haushaltsmittel für die Schulen zusam-
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mengefasst wurden, um alle Ausgaben auf den Prüfstand zu stellen. Zur-
zeit sei nicht klar ersichtlich, welche Mittel für welche Schule zur Verfü-
gung stünden.  
Frau Dirks versichert, dass keine Schule zu kurz komme.  
  
 
 

 
 
 
 
  Maggie Rawe        Birgit Freickmann 
  Ausschussvorsitzende     Schriftführerin  


